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W enn über Kinder im Netz ge-
stritten wird, kreist die De-
batte schnell um Verbote: Es 

geht um Altersgrenzen für Social Me-
dia, oder Handyverbote an Schulen. Die 
am 20. April 2026 vorgelegte Bestands-
aufnahme der Unabhängigen Exper-
tenkommission »Kinder- und Jugend-
schutz in der digitalen Welt« widersteht 
dieser Verkürzung: Interdisziplinär an-
gelegt, zeichnet sie ein differenziertes 
Bild und schließt einfache Antworten 
aus. Als größter medienpädagogischer 
Fachverband des Landes begrüßt die 
GMK, Gesellschaft für Medienpädago-
gik und Kommunikationskultur, die-
sen Befund ausdrücklich. Entschei-
dend ist, was nun folgt. Aus unserer 
Sicht wird deutlich: Es braucht drin-
gend eine Strukturreform. Medienbil-
dung darf nicht länger aus befristeten 
Projekten bestehen, sie muss verläss-
liche Infrastruktur werden.

Der Dreiklang von Befähigung, 
Schutz und Teilhabe

Die Kommission denkt den Jugendme-
dienschutz konsequent von der Trias 
aus Befähigung, Schutz und Teilhabe 
her und versteht Medienbildung als 
Querschnittsaufgabe von der frühen 
Kindheit über Kita und Schule bis hin 
zur Jugendhilfe und Elternbildung. Da-
rin erkennen wir Grundüberzeugun-
gen unserer Arbeit wieder: dass Medi-
enkompetenz junge Menschen nicht 
nur schützt, sondern ebenso befähigt 
und ihnen Teilhabe eröffnet, dass Ju-
gendmedienschutz nur als Verantwor-
tungsgemeinschaft gelingt und dass Re-
gulierung und Bildung zusammenge-
hören. Medienkompetenz gehört so-
wohl in die Gesetzgebung als auch in 
den Haushalt als gleichrangige dritte 
Säule neben Plattformregulierung und 
technischem Schutz.

Wer nur schützt, ohne zu befähigen, 
verwehrt jungen Menschen den Zugang 
zu den Räumen, in denen heute Kultur 

entsteht. Wer junge Menschen schüt-
zen will, kann sie nicht aus dem Raum 
aussperren, in dem sie aufwachsen und 
lernen. Medienkompetenz als Fähig-
keit, die schützt – z. B. Risiken einzu-
schätzen, Manipulation zu durchschau-
en, das eigene Handeln zu reflektieren 
etc. – ist dieselbe, die zur Teilhabe be-
fähigt. Medienbildung steht für Schutz 
und Befähigung und dabei folglich für 
zwei gleichwertige Seiten eines Ziels.

Das Digitale ist eine  
kulturelle Bedingung

Warum diese Bildung auch eine kultu-
relle ist, macht die kulturelle Medien-
bildung deutlich. Benjamin Jörissen, In-
haber des Lehrstuhls für Pädagogik mit 
dem Schwerpunkt Kultur und ästheti-
sche Bildung in Erlangen-Nürnberg, be-
schreibt Digitalisierung nicht als rein 
technischen Fortschritt, sondern als 
kulturellen Prozess. Eingebettet in ei-
nen größeren kulturhistorischen Wan-
del bietet Digitalisierung Raum für Aus-
handlungsgeschehen politischer, öko-
nomischer und ästhetischer Prakti-
ken. Schon die von ihm und Winfried 
Marotzki begründete strukturale Me-
dienbildung versteht Medien nicht als 
bloße Werkzeuge. Sie sind Bedingun-
gen, unter denen sich das Selbst- und 
Weltverhältnis junger Menschen über-
haupt erst bildet. Wenn Medien aber der 
Stoff sind, aus dem Identität, Beziehung 
und Öffentlichkeit entstehen, dann ist 
Bildung der einzige tragfähige Schutz.

Für die Kulturpolitik folgt daraus 
Grundsätzliches: Kulturelle Teilhabe 
verläuft heute über digitale, vernetz-
te, algorithmisch geprägte Räume. Ju-
gendkultur ist dabei selbst postdigital. 
Junge Menschen remixen Videos, ga-
men, streamen und produzieren Mu-
sik und Bilder. Sie praktizieren also äs-
thetisch-kulturelle Praktiken. Wer da-
ran teilhaben will, muss diese Räume 
lesen, gestalten und kritisch befragen 
können. Das gilt auch für Demokra-
tiebildung. Wie jemand Desinforma-
tion erkennt, Quellen prüft und sich 
begründet äußert, entscheidet über 

Teilhabe an öffentlicher Meinungsbil-
dung. Medienbildung ist deshalb kein 
Anhängsel des Jugendschutzes; sie ist 
Voraussetzung kultureller wie demo-
kratischer Teilhabe.

Von der Projektförderung zur 
verlässlichen Infrastruktur

Unsere zentrale Forderung dürfte dem 
Kultursektor vertraut klingen. Medien-
pädagogische Praxis ist bis heute von 
projektförmiger, befristeter und oft 
prekärer Förderung geprägt: Bewähr-
te Vorhaben müssen von Antrag zu An-
trag neu eingeworben werden, wodurch 
Trägerstrukturen fragil bleiben, und Ex-
pertise verloren geht. Den von der Ex-
pertenkommission beschriebenen He
rausforderungen, wie der zersplitterten 

Elternbildung oder den knappen Mit-
teln der Kinder- und Jugendhilfe, ist so 
nicht beizukommen.

Wir fordern deshalb eine nationa-
le Bildungsoffensive für Medienkom-
petenz und Demokratiebildung: Me-
dienbildung soll entlang der gesam-
ten Bildungskette strukturell veran-
kert, mehrjährig finanziert und durch 
eine bundesweite Koordinierungsstelle 
gebündelt werden. Dazu gehören die 
verpflichtende Verankerung von Medi-
enpädagogik im Studium aller pädago-
gischen Berufe und in allen drei Pha-
sen der Lehrendenbildung, eine nied-
rigschwellige Elternbildung, die auch 
benachteiligte Familien erreicht, ver-
bindliche Beteiligungsformate für Kin-
der und Jugendliche sowie eine ausge-
baute Forschungsinfrastruktur.

Medienbildung als verlässliche Infra-
struktur zu begreifen, ist auch eine kul-
turpolitische Entscheidung. Sie schließt 
an Debatten an, die der Kultursektor 
seit Langem führt: über die Grenzen 
der Projektlogik und die Anerkennung 
kultureller Bildung als Daueraufga-
be. Ende Juni 2026 will die Kommissi-
on ihre Handlungsempfehlungen vor-
legen. Es wäre ein Gewinn, wenn aus 
der Bestandsaufnahme tatsächlich eine 
Strukturreform würde. Eine, die Befähi-
gung, Schutz und Teilhabe als gemein-
same Grundlage einer digitalen Kultur 
der Mündigkeit begreift.

Friederike von Gross ist Co-Geschäfts­
führerin und Rüdiger Fries Co-Vorsit­
zender der Gesellschaft für Medien­
pädagogik und Kommunikationskultur

Die Gesellschaft für Medienpädagogik und Kommunikationskultur fordert eine strukturelle Verankerung der  
Medienbildung entlang der gesamten Bildungskette

FO
T

O
: P

IX
A

B
A

Y
 | 

SW
E

E
T

LO
U

IS
E

Institutionen unter Druck
Wie können Kultureinrich-
tungen Räume für echte 
Auseinandersetzungen of-
fen halten?

KATARZYNA WIELGA-
SKOLIMOWSKA

Wenn die US-Regierung Museen auf-
fordert, bestimmte Kunstwerke nicht 
mehr auszustellen, um so ein »patrio-
tisches Narrativ« zu befördern, wenn 
ein italienischer Kulturminister alle 
Opern- und Symphonieorchester des 
Landes einer »künstlerischen Über-
prüfung« unterzieht, oder sein pol-
nischer Amtskollege ins kuratori-
sche Konzept eingreift und eine ferti-
ge Ausstellung ändern lässt, ist allen 
sofort klar: Hier geht es um staatliche 
Einflussnahme auf die Kultur und 
ihre Institutionen. Die Kunstfreiheit 
steht auf dem Spiel. Diese Fälle er-
fahren weltweit viel Aufmerksamkeit. 
Durch sie allein lässt sich aber der 
Druck nicht beschreiben, den derzeit 
Leiterinnen und Leiter von Kultur
institutionen in Deutschland und in-
ternational spüren und formulieren.

2025 veröffentlichte der nieder-
ländische Rat für Kultur eine Stu-
die unter dem Titel »Schaffen ohne/

unter Druck? – Künstlerische Frei-
heit als demokratisches Fundament«. 
Ausgangspunkt der Studie war die 
Beobachtung, dass gesellschaftliche 
Konflikte und digitale Empörungs-
dynamiken den Druck auf kulturel-
le und erinnerungspolitische Institu-
tionen ebenso stark verändert haben 
wie geopolitische Krisen.

Diese Veränderung versucht die 
Studie anhand von Beispielen zu 
analysieren und kommt zu einer Un-
terscheidung von zwei Kategorien: 
dem vertikalen und dem horizonta-
len Druck. Der vertikale Druck wird 

sichtbar in direkten wie indirekten 
staatlichen Eingriffen in kulturel-
le Institutionen, etwa durch Entlas-
sungen von Leitungspersonal, Über-
prüfung von Ausstellungen oder Ent-
fernung künstlerischer oder his-
torischer Inhalte. Beispiele dafür 
findet die niederländische Studie – 
nicht überraschend – vor allem im 
Ausland: in den USA, Belarus und 

Russland, der Slowakei oder Orbáns 
Ungarn. Die zweite Art von Druck, 
der horizontale, entsteht laut der 
Studie aus der Gesellschaft heraus 
durch Proteste, Kampagnen, auch in 
den sozialen Medien, oder innerhalb 
der Kulturinstitution selbst. Er ma-
nifestiert sich z. B. dann, wenn ein 
Theater sich entscheidet, ein Stück 
vom Spielplan zu nehmen, weil Tei-
le des Publikums protestiert haben. 
Oder wenn eine Bibliothek aufgrund 
der Beschwerden von Besuchern Bü-
cher aus den Regalen entfernt. Ja, er 
kann sogar sichtbar werden, wenn 
die Mitarbeitenden eines Konzert-
hauses sich dagegen wehren, eine 
bestimmte Künstlerin oder ein be-
stimmtes Werk zu programmieren. 

Man kann kritisch zur Studie an-
merken: Der horizontale Druck ist 
kein neues Phänomen. Proteste ge-
gen Kunst gibt es, seit es Kunst gibt. 
Trotzdem benennt die Studie einen 
interessanten aktuellen Befund: Zu-
nehmend geht es nämlich nicht mehr 
um unterschiedliche Meinungen 
oder ästhetische Urteile, sondern um 
moralische Lagerbildung, emotiona-
le Ablehnung der Andersdenkenden 
und eine sinkende Ambiguitätstole-
ranz in Teilen der Gesellschaft. Ver-
anstalter und Kuratorinnen sehen 

sich immer öfter mit der Frage kon-
frontiert, welche Produktionen sie 
noch zeigen könnten, ohne massi-
ve öffentliche Konflikte auszulösen. 
Das zeigt etwa der Fall eines Thea-
ters in Amsterdam, das einen israeli-
schen Comedian aufgrund des enor-
men Drucks einer pro-palästinensi-
schen Boykottkampagne ausgeladen 
hatte, um dann für diese Ausladung 
in Kritik pro-israelischer Gruppen zu 
geraten. In so einer Situation über-
nimmt eine Kulturinstitution die 
Rolle eines Konfliktmanagers gesell-
schaftlicher Polarisierung. Das bin-
det enorme Ressourcen und bedarf 
neuer Kompetenzen für Sicherheits-
management, Krisenkommunikation 
und Konfliktmoderation. 

Die Studie beschreibt nicht, was 
es für die Kulturfreiheit bedeutet, 
wenn der horizontale Druck sich auf 
den vertikalen überträgt und die Em-
pörungsdynamiken politische Re-
aktionen in Form von Einflussnah-
me auf die Kultureinrichtungen 
nach sich ziehen. Kulturfreiheit ist 
für eine demokratische Gesellschaft 
fundamental, denn sie umfasst insti-
tutionelle Eigenständigkeit kulturel-
ler Einrichtungen als Grundlage der 
Kunstfreiheit. Es braucht gar nicht 
viel Fantasie, um sich auszumalen, 

wie ein solches Zusammenspiel von 
vertikalem und horizontalem Druck 
künftig auch in Deutschland noch 
mehr an Dynamik gewinnen könn-
te. Nicht jede gesellschaftliche Zu-
spitzung ist bereits eine Gefährdung 
demokratischer Öffentlichkeit. De-
mokratie lebt vom Konflikt. Die ent-
scheidende Frage lautet eher, ob wir 
noch Räume schaffen können, in de-
nen harte Auseinandersetzungen 
nicht sofort zu moralischen Feindbil-
dern führen. Wir brauchen eine De-
batte darüber, welche Kompetenzen 
und welche Unterstützung die Kul-
tureinrichtungen benötigen, von der 
Politik, von ihren Förderern und un-
tereinander, damit sie weiterhin Orte 
produktiver gesellschaftlicher Rei-
bung bleiben können.

Katarzyna Wielga-Skolimowska ist 
Künstlerische Direktorin der Kultur­
stiftung des Bundes
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Ab sofort beleuchtet Katarzyna 
Wielga-Skolimowska in ihrer Ko-
lumne »Zweite Lesart« aktuelle na-
tionale und internationale Kultur-
themen in Politik & Kultur.
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